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Verordnungspaket Umwelt Herbst 2025, Vernehmlassung

Sehr geehrter Herr Bundesrat Résti

Wir danken lhnen fir Ihr Schreiben vom 6. Dezember 2024, mit dem Sie uns das
Verordnungspaket Umwelt Herbst 2025 zur Stellungnahme unterbreiten.

Die Verordnungsanderungen sind inhaltlich voneinander unabhangig. Nachfolgend finden Sie zu
den jeweiligen Regelungsbereichen getrennt unsere Bemerkungen, Antradge und Erganzungen zu
den vorgesehenen Revisionen. Fir die Stellungnahme zu den Anderungen der Verordnung lber
die Biotope von nationaler Bedeutung sowie der Verordnung zur Reduktion beim Umgang mit
bestimmten besonders gefahrlichen Stoffen, Zubereitungen und Gegenstanden verweisen wir auf
die entsprechenden Formulare in der Beilage.

Verordnung uber die Vermeidung und die Entsorgung von Abféallen (Abfallverordnung,
VVEA; SR 814.600)

1. Verordnungstext

a. Allgemeine Bemerkungen

Die Pflicht zur Phosphorrickgewinnung aus Klarschlamm sowie Tier- und Knochenmehl wurde im
Jahr 2016 in der Abfallverordnung festgelegt. Den Kantonen wurde eine Ubergangsfrist von zehn
Jahren fir die Umsetzung gewahrt. Dennoch kann der Termin vom 1. Januar 2026 nicht
eingehalten werden, weshalb die VVEA revidiert werden muss.

Im Rahmen der parlamentarischen Initiative 20.433 «Schweizer Kreislaufwirtschaft starken, wurde
die Pflicht zur Rickgewinnung von Phosphor auch im Umweltschutzgesetz (USG, SR 814.01)
geregelt. Jedoch muss nur so viel Phosphor aus dem Klarschlamm zuriickgewonnen werden, bis
der inlandische Bedarf fir Dlingemittel gedeckt ist. Der restliche Klarschlamm darf weiterhin als
Ersatzbrennstoff beispielsweise in Zementwerken eingesetzt werden. Zudem prazisierte das
Parlament auf Ebene des USG, dass die ungedeckten Kosten der Phosphorriickgewinnung von
den Verursachern von Klarschlamm, das heisst den an Abwasserreinigungsanlagen (ARA)
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angeschlossenen Einwohnerinnen und Einwohnern uber die Erhdhung der Abwassergebuhren
getragen werden muissen.

Bis heute existiert noch keine Anlage zur Phosphorriickgewinnung. In der Schweiz stehen
Investitionsentscheidungen fir die Projektierung und den Bau von drei
Phosphorriickgewinnungsanlagen an. Die bis dato noch nicht ausreichend vorhandene Planungs-
und Investitionssicherheit sind allerdings ein Hindernis, dass entsprechende Anlagen auch gebaut
werden. Ein wichtiges Ziel der Verordnungsanderung muss daher die Festlegung von geeigneten
Rahmenbedingungen sein, dass die geplanten Ruckgewinnungsanlagen errichtet und betrieben
werden koénnen. Insbesondere muss ein Finanzierungsmodell geschaffen werden. Aus Sicht des
Regierungsrats liegt die nur sehr schleppende Umsetzung der Rickgewinnungspflicht
insbesondere an der fehlenden Finanzierungslésung. Es gilt dabei speziell auch zu bedenken,
dass entsprechende Anlagen zur Behandlung von Klarschlamm und zur Rickgewinnung von
Phosphor einen sehr hohen Investitionsbedarf mit sich bringen und zudem erhebliche
Betriebskosten anfallen.

Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft betrachtet die Festlegung einer tiefen Quote
betreffend die zurlickzugewinnende Menge Phosphor als verfehlte Chance im Sinne einer
nachhaltigen Kreislaufwirtschaft. Mit der neuen gesetzlichen Vorgabe, dass nur noch ein Teil des
im Klarschlamm vorhandenen Phosphors zurlickgewonnen werden muss, wird eine zusatzliche
Hurde fur die Umsetzung der Phosphorriickgewinnungspflicht geschaffen. Abwasserverursacher,
deren Klarschlamm einer Phosphorriickgewinnung zugeflinrt werden, miissen mehr bezahlen als
solche, bei denen der Klarschlamm als Ersatzbrennstoff verwendet wird. Dadurch wird das Prinzip
der Gleichbehandlung in Frage gestellt. Die Kosten flir die Phosphorrickgewinnung werden auf
etwa zehn Franken pro Jahr und Kopf geschatzt. Um diese finanziellen Ungleichheiten zu
dampfen, bedarf es eines schweizweit gliltigen Finanzierungsmodells. So existieren bereits
erfolgreich etablierte Modelle zur Finanzierung von gesetzlich geforderten Umweltauflagen, welche
durch die 6ffentliche Hand geleistet werden miissen. Als bestes Beispiel sei hier die Finanzierung
der Anlagen zur Elimination von Spurenstoffen auf Abwasserreinigungsanlagen («4.
Reinigungsstufe») genannt. Die Konferenz der Umweltamter der Schweiz (KVU) bereitet derzeit
entsprechende Grundlagen vor.

b. Stellungnahme

Angesichts des nicht einzuhaltenden Termins vom 1. Januar 2026 zur Umsetzung der
Phosphorriickgewinnungspflicht sowie des revidierten Umweltschutzgesetzes wird eine Revision
der Abfallverordnung begrisst. Phosphor ist eine unverzichtbare, beschrankte natirliche
Ressource. Die Schonung der naturlichen Vorkommen sowie eine grossere Unabhangigkeit vom
Weltmarkt starkt die Resilienz der Schweizer Wirtschaft. Die Verordnungsanderung muss das Ziel
haben, dass fir den Bau und den Betrieb von Phosphorriickgewinnungsanlagen moglichst
gunstige Rahmenbedingungen geschaffen werden. Im Vordergrund stehen dabei die Schaffung
von Planungs- und Investitionssicherheit, eine landesweit einheitliche Finanzierung sowie ein
effizienter und praktikabler Vollzug, welcher letztlich bei den Kantonen liegt.

Die Vorgabe, dass nur der inlandische Phosphorbedarf fir Dingemittel durch die Rickgewinnung
gedeckt werden muss, schafft bedauerlicherweise schweizweite Ungleichheiten, die nur mit
aufwandigen und komplizierten administrativen Verfahren wieder korrigiert oder — alternativ —
durch Zugrundelegung des Gesamtphosphorbedarfs der Schweiz verhindert werden kénnen.
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In diesem Sinne erachtet der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft die vorliegende
Revision betreffend die Riickgewinnung von Phosphor als nicht zielflihrend und beantragt eine
grundlegende Uberarbeitung. Die detaillierten Bemerkungen und Antrage finden Sie nachfolgend.

Antrage zu «Erlauternder Bericht Art. 15 Absatz 5 VVEA» (Seite 6)

Antrag:

Begrindung:

Basierend auf den Antragen der neu zu formulierenden Absatze zur Finanzierung
von Vorleistungen und zu Grundlagen fir einen finanziellen Ausgleich fur Art. 15
VVEA ist der Bericht um die entsprechende Beschreibung des
Finanzierungsmechanismus zu erganzen und daflr in diesem Teil des Berichts zu
streichen.

Das Solidaritatsprinzip zur verursachergerechten Finanzierung der Phosphor-
Rickgewinnung wird begrusst. Allerdings sehen wir dieses Prinzip im vorliegenden
Entwurf als nicht erflllt bzw. gefahrdet. Die stofflich-energetische Verwertung von
Klarschlamm in einem Zementwerk ist deutlich gunstiger als eine Verwertung in
einer Schlammverbrennungsanlage mit anschliessender Deponierung der Asche
und der zusatzlichen Phosphor-Rickgewinnung. Eine ARA, welche entweder ihren
nach Erbringung der Ruickgewinnungspflicht Gberschiissigen Klarschlamm, den
Klarschlamm von Dritten oder sogar den ganzen Klarschlamm mittels Einkauf von
Nachweiszertifikaten als Brennstoff in einem Zementwerk stofflich/energetisch
verwertet, wird daher finanziell bevorteilt. Das verletzt das Prinzip der
Gleichbehandlung und widerspricht dem Gedanken der Solidaritat. Ausserdem wird
der finanzielle Anreiz fir eine Investition an entsprechende Anlagen ausser Acht
gelassen.

Der vorliegende Art. 15 Abs. 5 VVEA beschreibt den Nachweis der Rickgewinnung
von Phosphor aus Klarschlamm. Die Beschreibung der Finanzierung gehort nicht in
diesen Teil des Berichts. Die Beschreibung der Finanzierung von Vorleistungen und
den finanziellen Ausgleich gehdrt in die Beschreibung der entsprechend neu zu
formulierenden Absatze.

c. Bemerkungen und Antrage zu einzelnen Artikeln
Artikel 15 Abs. 1 bis 3 VVEA

Zustimmung

Artikel 15 Abs. 4 VVEA Bestimmung des inlandischen Bedarfs

Teilweise Zustimmung

Antrag:

Begrindung:

Bei der Rickgewinnung von Phosphor aus Abfallen nach Absatz 1 oder 2 muss zur
Deckung des inlandischen Bedarfs Phosphor nach dem Stand der Technik
vollstandig zurickgewonnen werden.

Sollte Art. 15 Abs. 4 nicht an den Stand der Technik angepasst werden, so muss
zumindest die zuriickzugewinnende Phosphormenge von 16 auf 24 Kilogramm
Phosphor pro Tonne Klarschlamm Trockensubstanz erhéht werden.

Die Schweiz importiert jahrlich rund 14’600 Tonnen Phosphor in der Form von
Mineraldiinger (4'200 Tonnen), Chemikalien (1'600 Tonnen), Lebensmittel (2'600
Tonnen) sowie Futtermittel (6'200 Tonnen). Das Rickgewinnungspotenzial wird auf
6'900 Tonnen geschatzt [Quelle: BAFU]. Somit kénnen bei einer
Rickgewinnungsquote von beispielsweise 80 % theoretisch knapp 5'250 Tonnen
oder 40 % des jahrlichen Phosphorbedarfs mit Schweizer Recycling-Phosphor
gedeckt werden. Der vorliegende Verordnungsentwurf rechnet nur mit dem
Mineraldingerbedarf. Diese Einschrankung auf eine Teilmenge des inlandischen
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Bedarfs ergibt sich weder aus dem Wortlaut des USG noch aus den
entsprechenden Ausserungen im Rahmen der parlamentarischen Debatte. Selbst
im Vernehmlassungsentwurf wird in Art. 15. Abs. 4 generell vom «inlandischen
Bedarf» gesprochen. Im Sinne einer nachhaltigen Kreislaufwirtschaft ist die
Rickgewinnung mdéglichst allen Phosphors anzustreben und samtliche Stoffstrome
zu bertcksichtigen.

Artikel 15 Abs. 5 VVEA Nachweis der Rickgewinnung

Teilweise Zustimmung

Antrag: Der erste Satz ist wie folgt anzupassen: «Wer Abfalle gemass den Absatzen 1 und
2 abgibt, muss der kantonalen Behorde nachweisen, dass Phosphor nach dem
Stand der Technik zuriickgewonnen wird wurde.»

Begriindung: Redaktionelle Anpassung sowie Anpassung an die beantragte Anderung von Art. 15
Abs. 4

Artikel 15 Abs. 6 VVEA Umgang mit Export

Teilweise Zustimmung

Antrag: Die Vollzugsbehdrde kann in diesen Fallen die Verwendung von Klarschlamm oder
von Abfallen nach Absatz 2 flr den Export zur Phosphorriickgewinnung nach dem
Stand der Technik oder, wenn ein Export nicht mdglich ist, als Ersatzbrennstoff
genehmigen.

Begriindung: Zum Schutz der getatigten Investitionen in eine Phosphorriickgewinnungsanlage
massen richtigerweise zuerst die inldndischen Behandlungskapazitaten
ausgeschopft werden. Die Phosphorriickgewinnung gilt auch bei der Behandlung im
Ausland - bei fehlenden inlandischen Kapazitaten — als erfiillt. Erst wenn auch dies
nicht moglich ist, darf es als Ersatzbrennstoff verwendet werden.

Artikel 15 Abs. 7 VVEA

Teilweise Zustimmung

Antrag: Der Begriff «Klarschlammby ist durch «Abfélle nach Absatz 1» zu ersetzen. Weiter ist
zu prifen, ob anstelle «zurickgewonnen Phosphor» und «Ersatzbrennstoff» die
Begriffe gemass USG verwendet werden sollen.

Begriindung: Diese redaktionellen Anpassungen fihren zu mehr Klarheit und entsprechen
betreffend Klarschlamm auch der verwendeten Terminologie fiir die Abfalle nach
Abs. 1.

Artikel 15 Abs. 8 VVEA Uberpriifung der zuriickzugewinnenden Menge

Teilweise Zustimmung

Antrag: Sofern die beantragte Anderung in Art. 15 Abs. 4 (Stand der Technik) nicht
ubernommen wird, ist die Frist, nach der die Zweckmassigkeit der festgelegten
Menge Uberprift werden muss, zumindest auf funf Jahre zu kiirzen.

Begriindung: Gerade in der ersten Etablierungsphase der schweizweiten
Phosphorriickgewinnung sind massgebliche Anderungen des Umfelds zu erwarten.
Auf diese soll zeitnah reagiert werden kénnen.

Artikel 15 Abs. 9 VVEA
Teilweise Zustimmung
Antrag: Der Begriff «Klarschlammy ist durch «Abfalle nach Absatz 1» zu ersetzen.
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Begrindung: Diese redaktionellen Anpassungen fihren zu mehr Klarheit und entsprechen
betreffend Klarschlamm auch der verwendeten Terminologie fiir die Abfalle nach
Abs. 1.

Artikel 15 VVEA neuer Absatz Finanzierung von Vorleistungen

Antrag: Hier ist ein neuer Absatz einzufliigen, der Klarheit schafft, dass samtliche Kosten fir
die Planung, den Bau und den Betrieb von Phosphorriickgewinnungsanlagen den
Abwasserverursachern zu Ubertragen sind.

Begrindung: Der vorliegende Verordnungsentwurf regelt lediglich den Mechanismus, wenn
Phosphorrickgewinnungsanlagen in Betrieb sind. Eine grosse Hiurde besteht heute
darin, dass kein privater Investor bereit ist, die finanziellen Risiken fir die Planung
und den Bau einer Anlage zu Gbernehmen. Die Verordnung ist daher dahingehend
zu erganzen, dass im Sinne von Art. 30d Abs. 5 USG nicht gedeckte Kosten fur
Vorleistungen zur Erstellung einer Phosphorriickgewinnungsanlage von den
Verursachern von Klarschlamm getragen werden mussen.

Artikel 15 VVEA neuer Absatz Grundlage fir einen finanziellen Ausgleich

Antrag: Sofern die beantragte Anderung in Art. 15 Abs. 4 (Stand der Technik) nicht
Ubernommen wird, ist hier ein neuer Absatz einzufuigen, der ermdglicht, dass den
Verursachern von Klarschlamm auch Kosten verrechnet werden, die sich aus
Beitragen von Inhabern von Abfallen nach Absatz 1 zwecks Erflllung von Absatz 4
an Branchenorganisationen oder interkantonale Zusammenschllisse ergeben.

Begriindung: Durch die Beschrankung der Rickgewinnungspflicht auf den inlandischen
Dingemittelbedarf ergeben sich Ungleichheiten zwischen solchen Abfallinhabern,
die den Phosphor in den Stoffkreislauf zurlickfihren und den anderen. Mittels
interkantonaler Vereinbarungen, Branchenvereinbarungen o. &. kdnnen solche
finanziellen Ungleichheiten behoben werden.
Im Umweltrecht existieren etablierte und erfolgreiche Modelle zur Finanzierung von
gesetzlichen Auflagen, welche in der 6ffentlichen Hand liegen. Als Beispiel sei an
dieser Stelle die Finanzierung der Anlagen zur Elimination von Spurenstoffen auf
ARA («4. Reinigungsstufe») genannt. Mit einem ahnlichen Modell ware das
Verursacher- als auch das Solidaritatsprinzip erfullt und die Finanzierung zur
Erstellung von Rickgewinnungsanlagen sichergestellt. Denkbar ist eine
Zweckerweiterung des bestehenden Fonds fir die Elimination von Spurenstoffen
auf ARA um die Finanzierung von Anlagen zur Riickgewinnung von Phosphor.

Artikel 49 VVEA
Zustimmung

Artikel 50 VVEA
Zustimmung

Artikel 51 VVEA

Teilweise Zustimmung

Antrag: Der Begriff «Klarschlammpy ist durch «Abfalle nach Absatz 1» zu ersetzen.

Begriindung: Diese redaktionellen Anpassungen fihren zu mehr Klarheit und entsprechen
betreffend Klarschlamm auch der verwendeten Terminologie flr die Abfalle nach
Abs. 1.
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Artikel 54a VVEA
Zustimmung

Anhang 4 Ziff. 2.1 Buchstabe e VVEA
Bemerkung: Die Beilage gemass Verordnungstext fehlt.

Luftreinhalte-Verordnung (LRV; SR 814.318.142.1)

1. Verordnungstext

a. Allgemeine Bemerkungen

Die bisher auf den 30. September 2025 befristete zuldssige Dampfdruckabweichung fur Benzin-
Bioethanol-Gemische im Sommer gemass Anhang 5 Ziffer 5 Absatz LRV, soll um funf Jahre bis
2030 verlangert werden. Die Beimischung von Bioethanol fihrt zu einem erhéhten Dampfdruck bei
Benzin, was zu héheren Verdampfungsemissionen von VOC beim Benzinumschlag in Tanklagern
und auf Tankstellen flhrt. Dies flihrt schweizweit zu VOC-Mehremissionen von bis zu 30 Tonnen
pro Jahr. Das entspricht drei bis vier Prozent der aus dem Benzinumschlag resultierenden VOC-
Emissionen. VOC gehdren zu den Vorlaufersubstanzen bei der Ozonbildung. In den
Sommermonaten werden die LRV-Immissionsgrenzwerte fir Ozon in der Region Basel weiterhin
deutlich Uberschritten, weshalb weiterhin Massnahmen zur VOC-Reduktion notwendig sind.

b. Bemerkungen und Antrage zu einzelnen Artikeln

Anhang 5 Ziff. 5 Abs. 1° LRV Einleitungssatz

Zustimmung

Bemerkung: Die Verwendung von Bioethanol als Treibstoff ist primar eine
Klimaschutzmassnahme, welche die fossilen CO2-Emissionen des
Strassenverkehrs reduzieren soll. Im Sinne des Klimaschutzes kénnen wir der
Verlangerung dieser Ausnahmeregelung zustimmen. Aus Sicht der Luftreinhaltung
und des Gesundheitsschutzes sollte diese Dampfdruckausnahme jedoch nur so
lange wie notig weitergeflihrt werden.

Wir danken lhnen fur die Moglichkeit zur Stellungnahme und bitten Sie héflich, unsere Anliegen zu
berlcksichtigen.

Hochachtungsvoll

Isaac Reber Elisabeth Heer Dietrich
Regierungsprasident Landschreiberin
Beilagen

— Formular fir Rickmeldung VL ChemRRV
— Formular fir Rickmeldung VL Verordnung tber Biotope
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Schweizerische Eidgenossenschaft Verordnungspaket Umwelt Herbst 2025: Formular fiir die Vernehmlassung
Confédération suisse . . .
Confederazione Svizzera Paquet d’ordonnances environnementales d'automne 2025 : formulaire pour la consultation

Confederaziun svi - . . . .
ontederaziun svizra Pacchetto di ordinanze in materia ambientale, autunno 2025: modulo per la consultazione

Chemikalien-Risikoreduktions-Verordnung (ChemRRYV)
Ordonnance sur la réduction des risques liés aux produits chimiques (ORRChim)

Ordinanza sulla riduzione dei rischi inerenti ai prodotti chimici (ORRPChim)
Verordnungspaket Umwelt Herbst 2025

Paquet d’ordonnances environnementales d'automne 2025

Pacchetto di ordinanze in materia ambientale, autunno 2025

Sie erleichtern uns die Auswertung, wenn Sie uns lhre Stellungnahme elektronisch als Word-Tabelle zur Verfigung stellen. Vielen Dank. /
Un envoi de ce tableau au format Word par courrier électronique facilitera notre travail. Merci beaucoup. /
Onde agevolare la valutazione dei pareri, vi invitiamo a trasmetterci elettronicamente i vostri commenti in formato Word. Grazie.

Bitte senden Sie lhre Stellungnahme elektronisch an / Merci d’envoyer votre prise de position par courrier électronique a / Vi invitiamo a inoltrare i vostri pareri
all'indirizzo di posta elettronica:
polg@bafu.admin.ch

1 Absender / Expéditeur / Mittente

Organisation / Organisation / Organizzazione Amt fir Umweltschutz und Energie Kanton Basel-Landschaft
Abkulrzung / Abréviation / Abbreviazione AUE

Adresse / Adresse / Indirizzo Rheinstrasse 29, 4410 Liestal

Name / Nom / Nome Sandro Luisoli

Datum / Date / Data 13.02.2025
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ChemRRYV / ORRChim / ORRPChim - H-2025

2 Stellungnahme / prise de position / pareri

2.1 Grundsatzliche Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali

Allgemeines

Um den Handel zu starken sowie weiterhin das hohe Schutzniveau im Bereich des Umwelt- und Gesundheitsschutzes beim Umgang mit Chemikalien auf-
recht zu erhalten, soll die ChemRRYV an das geltende europaische und internationale Recht angeglichen werden. Daflir sollen Regelungen des EU-Rechts
zu per- und polyfluorierten Alkylverbindungen (PFAS) und zu Mikroplastik itbernommen werden. Zudem sollen bestehende Vorschriften zu bleihaltigem
Polyvinylchlorid (PVC) und Formaldehyd verscharft und Regelungen zu ozonschichtabbauenden Stoffen und synthetischen Treibhausgasen im Rahmen
der Bestimmungen uber Kaltemittel an die entsprechenden EU-Regelungen (F-Gas Verordnung) angepasst werden. Mit den Anpassungen kommt die
Schweiz auch internationalen Verpflichtungen nach und bildet den aktuellen Stand der Technik im Verordnungsrecht ab.

Nummerierung

Generell stellen wir fest, dass an verschiedenen Stellen neue Abséatze, Ziffern etc. eingefligt wurden, wodurch es zu Verschiebungen in der bestehenden
Nummerierung kommt (z. B. in Anhang 1.5 Streichung des bestehenden Absatzes 2; in Ziffer 6.2 oder in Anhang 1.16 der neue Einschub von Perfluorhexa-
nsaure unter Ziffer 4). Dadurch sind Anderungen im Revisionsentwurf schwer nachvollziehbar. Generell regen wir an, wie ansonsten (iblich, entfernte Ab-
satze entsprechend als Platzhalter beizubehalten (wie "aufgehoben") und neu eingeschobene Absatze mit einer Nummerierung zu versehen, die nicht zu
Verschiebungen in der bestehenden Nummerierung fuhrt (z. B. "1bis" etc.).

Kaltemittel

Wir begriissen die vorgesehenen Anpassungen mehrheitlich. Aus Sicht des Klimaschutzes unterstiitzen wir die weitergehenden Einschrankungen von
Geraten und Anlagen mit in der Luft stabilen Kéltemitteln sowie insbesondere die Verscharfung des Nachfillverbots. Bei einzelnen Punkten sehen wir noch
Verbesserungsbedarf in den konkreten Formulierungen. Dazu stellen wir entsprechende Antrage.

Uberdies ist festzuhalten, dass insbesondere die Uberwachung der neuen Regelungen fiir die Kantone einen bedeutenden Initial- und Mehraufwand bei der
Marktkontrolle zur Folge haben wird. Insbesondere bezliglich der Geltungsbereiche und Ausnahmen von Verboten, bei der Festlegung des Stands der
Technik und bei der Einflihrung neuer Analyseverfahren ist eine Unterstlitzung der kantonalen Vollzugsbehdrden durch den Bund im Rahmen seiner Koor-
dinationsaufgaben unabdingbar fur den Vollzug der neuen Regelungen. Der Regierungsrat des Kantons Basel-Landschaft gibt zu bedenken, dass die
neuen Regelungen auch fiir die betroffenen Unternehmen eine grosse Umstellung mit entsprechendem Mehraufwand erfordern. Er erwartet deshalb vom
Bund die Festlegung angemessener Ubergangsfristen, damit allfallige wirtschaftlich nachteilige Auswirkungen fiir betroffene KMU soweit als méglich be-
grenzt werden konnen.

Klimaschutz und Energie
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Das KIG gibt vor, dass die Treibhausgasemissionen bis 2050 im Sektor Gebaude gegentber 1990 mindestens um 100 % reduziert sein missen (Art. 4).
Dazu konkretisiert die Warmestrategie des Bundesamts fur Energie, dass die Zahl der verbauten Warmepumpen (WP) bis 2050 infolge dieser Dekarboni-
sierung auf Uber eine Million ansteigen wird bzw. muss. Der Ersatz von fossilen Energietragern durch eine WP reduziert wesentlich die CO2-Emissionen
der Warmeversorgung, selbst unter Berlicksichtigung des flir den Betrieb der WP bendtigten Strombedarfs und allfalliger Treibhausgasemissionen durch
Leckagen von Kaltemittel. Die Bestimmungen Uber Kaltemittel sollen zwar dem Klimaschutz gerecht werden, diirfen aber die energierechtlichen Ziele hin-
sichtlich der Férderung erneuerbarer Energien nicht zuwiderlaufen. Die Einschrankungen bei in der Luft stabilen Kaltemitteln in WP kénnten auch dazu
fuhren, dass bei der Gebaudeheizung wieder vermehrt die kostengunstigere Variante mit fossilen Brennstoffen realisiert wird. Dazu ist zu bertcksichtigen,
dass auch in Kantonen mit einer Anforderung an den Anteil erneuerbarer Energie beim Heizungsersatz, diese Vorschriften nur gelten, wenn die WP nicht
zu (wesentlichen) Mehrkosten fiihrt (Regelung je nach Kanton leicht unterschiedlich). Da beim Heizen mit Heizol und Erdgas die externen Kosten nicht
internalisiert sind, sind Ol- und Gasheizungen bei Bestandbauten oft giinstiger.

Beim Heizungsersatz kénnen insbesondere bei Mehrfamilienhduser die baulichen Massnahmen teurer sein, als die WP selber. Sicherheitstechnische An-
forderungen aufgrund des verwendeten Kaltemittels haben einen entscheidenden Einfluss auf die Kosten und den Betrieb. Da HFO als Kaltemittel in Anla-
gen > 12 kW Kalteleistung bis auf weiteres erlaubt ist, gibt es wenig Anreize fur die Warmetechnikbranche, in die teurere Technologie mit natlrlichen Kalte-
mitteln zu investieren. Diese Entwicklung entspricht nicht den erklarten Umweltzielen des Bundesamts fir Umwelt (BAFU), natirliche Kaltemittel einzuset-
zen, wo dies Stand der Technik ist. Die Verwendung von HFO als Kaltemittel in Anlagen darf die natirlichen Kaltemittel nicht konkurrenzieren, insbeson-
dere auch vor dem Hintergrund der zunehmend sich verscharfenden PFAS-Problematik. Dass der Bund gleichzeitig aus dem Gebaudeprogramm ausstei-
gen will, ist kontraproduktiv. Unter dem Strich wird das Heizen mit Heizdl und Erdgas attraktiver, was, wie vorher erwahnt, zu bedeutend mehr Treibhaus-
gasemissionen fuhrt, wie Kaltemittel mit hohem GWP.

Zudem gilt es zu beachten, dass Warmepumpen mit natlrlichen Kaltemitteln gerade flr Servicefachkrafte ein Sicherheitsrisiko bedeuten. Diese Personen
sind noch immer unzureichend geschult. Bund und Kantone missen dringend Massnahmen ergreifen, um Unfalle zu verhindern. Primar um Menschen zu
schutzen, sekundar aber auch, um die Reputation der naturlichen Kaltemittel nicht zu gefahrden.

Bestimmungen zu HFO-Kaltemittel

Grundsatzlich begrissen wir, dass die teilhalogenierten ungesattigten Fluorkohlenwasserstoffe (HFO) in der ChemRRYV fiir die verschiedenen Verwendun-
gen in den entsprechenden Anhangen reguliert werden. Die im Vernehmlassungsentwurf jeweils wiederkehrende unter den verschiedenen Verbots- und
Ausnahmebestimmungen verwendete Formulierung "... teilhalogenierte ungesattigte Fluorkohlenwasserstoffe (HFO) und weder ozonschichtabbauende
noch in der Luft stabile Stoffe enthalten" ist jedoch missverstandlich und bietet Interpretationsspielraum, was sich fir den Vollzug negativ auswirkt.

Volizugs- und Planungshilfen zu Kaltemitteln

Die bestehenden Vollzugshilfen "Anlagen mit Kaltemitteln: vom Konzept bis zum Inverkehrbringen" sowie "Anlagen und Gerate mit Kéltemitteln: Betrieb und
Wartung" missen zeitnah aktualisiert werden, so dass diese mit dem Inkrafttreten der neuen Regelungen verflgbar sind. Im Weiteren regen wir an, die
Meldeplattform fir Kélteanlagen benutzerfreundlicher zu gestalten, indem z. B. zu den Kaltemitteln die entsprechenden GWP-Werte erganzt und die Indust-
rienomenklatur (ASHRAE-Konfiguration) einheitlich angegeben werden. Aufgrund der vielschichtigen Verbotsbestimmungen und Ausnahmen ware zudem
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eine App fur Planer/innen, Inverkehrbringer/innen sowie Betreiber/innen von Geraten und Anlagen hilfreich, mit der die Konformitat der eingesetzten Kalte-
mittel Uberprift werden kénnte.

Informationskampagne

Um zu verhindern, dass eine grosse Anzahl von Geréten und Anlagen nach Inkrafttreten der Anderungen des Anhangs 2.10 nicht konform in Verkehr ge-
bracht werden, ist eine breit angelegte Informationskampagne unumganglich, mit der méglichst viele Akteure erreicht werden kénnen. Diese sollte mog-
lichst bald gemeinsam von Bund, Kantonen und der Branche vorbereitet werden.

Sind Sie mit dem Entwurf einverstanden ?
Etes-vous d’accord avec le projet ? . .
Siete‘::l’:ccordo con Iyavam:roéetto ” Mehrheitliche Zustimmung / Largement approuveé / Ampia approvazione

[] Mehrheitliche Ablehnung / Largement rejeté / Ampia disapprovazione
(1 Ablehnung / Rejeté / Disapprovazione

[] Zustimmung / Approuvé / Approvazione
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Artikel / Ziffer Absatz Buchstabe Zustimmung Antrag / Proposition / Richiesta Begriindung / Justification / Mo-

Anhang Chiffre Alinéa Lettre Approbation tivazione

Article / Numero capoverso lettera | Approvazione

Annexe

Articolo /

Allegato

Art. 2 Bst. a Ziff. 4 OJa/oui/si  [Nein/non/no | Text hier eingeben. Text hier eingeben.

Let.ach. 4 OTeilweise / partielle / parziale Remplir ici Remplir ici
Lett. aN. 4 Compilar qui Compilar qui

Anhang 1.1 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begrissen, dass die Be-

Annexe 1.1 CTeilweise / partielle / parziale schliisse der Konferenz der

Allegato 1.1 Vertragsparteien des Stockhol-
mer Ubereinkommens in die
ChemRRYV aufgenommen wer-
den.

Anhang 1.2 Generell XJa/oui/si [ONein/non/no | --

Annexe 1.2 Teilweise / partielle / parziale

Allegato 1.2

Anhang 1.4 Generell KJa/oui/si [INein/non/no | --

Annexe 1.4 UTeilweise / partielle / parziale

Allegato 1.4

Anhang 1.5 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen die Harmonisie-

Annexe 1.5 OTeilweise / partielle / parziale rung mit den neuen Anforderun-

Allegato 1.5 gen in der EU.
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Anhang 1.16 Inhaltlich XJa/oui/si [Nein/non/no | Text hier eingeben. Wir begrissen die Angleichung
Annexe 1.16 OTeilweise / partielle / parziale Remplir ici an die EU-Vorschriften bezig-
Allegato 1.16 Compilar qui lich der Vorgaben fir polyfluo-
rierte Alkylvebindungen (PFAS),
Perfluorhexansaure (PFHxA)
und ihren Vorlauferverbindun-
gen.
Anhang 1.16 Nummerierung OJa/oui/si  ONein/non/no | Die Nummerierung ist so fortzuflh- Die bestehende Ziff. 4 fur "Flu-
Annexe 1.16 X Teilweise / partielle / parziale ren, dass die bestehenden Inhalte oralkylsilanole und ihre Deri-
Allegato 1.16 ihre blsherlge__ Nummer behalten. vate" soll neu zugeteilt werden
Neue Einschibe bzw. Streichungen " ) .
sind wie andernorts Ublich zu num- zu I?erfluorhc—?xansaure und ihre
merieren, z. B. als xbs bzw. "Aufgeho- | Yorlauferverbindungen®.
ben". Die Nummerierung im Ver-
nehmlassungsentwurf ist verwir-
Die bestehenden Begriffsbestimmun- | rend und es ist nicht nachvoll-
gen und Verbote betreffend Fluoral- ziehbar, was wo eingeschoben
kylsilanole (bisherige Ziffern 4.1 und | \vird und welche bestehenden
4.2) sind beizubehalten. Inhalte unter welcher neuen
Nummer erhalten bleiben.
Es entsteht der Eindruck, dass
mit der Neuformulierung des
Anhangs 1.16 die bisherigen
Begriffsbestimmungen und Ver-
bote betreffend Fluoralkylsila-
nole (bisherige Ziffern 4.1 und
4.2) verloren gehen. Diese mus-
sen jedoch beibehalten werden
(im Entwurf fehlende neue Zif-
fern 5.1 und 5.2).
Anhang 1.16 | Ziff. 4 Bemerkung 1 Wir begriissen die Ausdehnung
Annexe 1.16 Ch. 4 der Beschrankungen fiir per-
Allegato 1.16 N. 4 und polyfluorierte Alkylverbin-

dungen auf Perfluorhexansaure
(PFHxA) und ihre Vorlauferver-
bindungen fir Anwendungen, in
denen sich diese PFAS leicht
ersetzen lassen.
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Anhang 1.16
Annexe 1.16
Allegato 1.16

Ziff. 4
Ch.4
N. 4

Bemerkung 2

Wir begriissen grundsatzlich
den gegenuber dem EU-Recht
erweiterten Geltungsbereich der
Beschrankung von PFHXA in
Bedarfsgegenstanden (Lebens-
mittelkontaktmaterialien) Uber
Papier- und Kartonerzeugnisse
hinaus. Vor dem Hintergrund
des Cassis-de-Dijon-Prinzips
kann diese Erweiterung jedoch
auch in der Schweiz erst nach
Inkrafttreten einer weitergehen-
den Regelung in der EU umge-
setzt werden.

Anhang 1.16
Annexe 1.16
Allegato 1.16

Ziff. 4

Ch.4

N. 4

In Verbindung mit Anhang
2.11 ChemRRYV L&schmit-
tel

[dJa/oui/si [INein/non/no
X Teilweise / partielle / parziale

Ein generelles Verbot PFAS-haltiger
Feuerloéschschaume ist schnellst-
maoglich einzufihren bzw. in Aussicht
zu stellen und vorab zu kommunizie-
ren.

Der vorliegende Entwurf ver-
zichtet auf die Ubernahme der
Beschrankungen fiir PFHxA
und verwandte Stoffe in Feuer-
I6schschaumen aus der Verord-
nung (EU) 2024/2462. Der An-
hang 2.11 "Léschschaume" ver-
weist hierzu lediglich auf An-
hang 1.16. Die neue Ziff. 4 zu
PFHxA beschrankt sich aller-
dings auf kosmetische Mittel,
Bedarfsgegenstande sowie ver-
schiedene Produkte zur Ver-
wendung durch die breite Of-
fentlichkeit. Auf Loschschaume
ist Anhang 1.16 Ziff. 4 somit
nicht anwendbar.

Als Folge besteht die Gefahr,
dass die verbotenen per- und
polyfluorierten Alkylverbindun-
gen in Feuerléschschaumen
nach Ablauf der Ubergangsfrist
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fur Installationen zum Schutz
von Anlagen per Ende 2025
durch andere, noch nicht regu-
lierte PFAS, z. B. PFHXA, er-
setzt werden. So werden wei-
tere Eintrage von PFAS in die
Umwelt in Kauf genommen. Mit
Blick auf die Entwicklung der
europaischen und internationa-
len Regulierung ist in absehba-
rer Zeit mit einem weitergehen-
den Verbot von PFAS zu rech-
nen. Bei einer kurzfristigen Um-
stellung auf fluorierte Ersatz-
stoffe wiirden die Umstellungs-
kosten fir die Betriebe doppelt
anfallen.

Anhang 2.1 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen die Ausweitung

Annexe 2.1 Teilweise / partielle / parziale der bestehenden Deklarations-

Allegato 2.1 pflicht von allergenen Inhalts-
stoffen in Textilwaschmitteln auf
weitere Duftstoffe.

Anhang 2.1 Ziff. 3 Abs. 4 OJa/oui/si  [ONein/non/no | Anstelle der Referenznummern ge- Die vorgeschlagene Referenzie-

Annexe 2.1 Ch.3al. 4 X Teilweise / partielle / parziale mass Anhang Ill der Verordnung rung der deklarationspflichtigen

Allegato 2.1 N. 3 cpv. 4 (EG) Nr. 1223/2009 Uber kosmeti- allergenen Duftstoffe mit deren

sche Mittel sollten die Stoffe explizit
mit ihrer chemischen Bezeichnung
(INN), der CAS-Nummer und der EG-
Nummer tabellarisch aufgefihrt wer-
den.

Listennummer in Textform ist
nicht adressatenfreundlich. Da
die Stoffe ohnehin einzeln auf-
geflihrt und gegebenenfalls ak-
tualisiert werden missen, sollen
zur besseren Lesbarkeit die
Stoffbezeichnungen und -identi-
fikatoren vollstandig aus der
EG-Verordnung Ubernommen
werden.
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Anhang 2.2
Annexe 2.2
Allegato 2.2

Generell

XJa/oui/si [ONein/non/no
Teilweise / partielle / parziale

Wir begriissen die Ausweitung
der bestehenden Deklarations-
pflicht von allergenen Inhalts-
stoffen in Reinigungsmitteln auf
weitere Duftstoffe.

Anhang 2.2
Annexe 2.2
Allegato 2.2

Ziff. 3 Abs. 4
Ch.3al. 4
N. 3 cpv. 4

(dJa/oui/si [INein/non/no
X Teilweise / partielle / parziale

Anstelle der Referenznummern ge-
mass Anhang lll der Verordnung
(EG) Nr. 1223/2009 uber kosmeti-
sche Mittel sollten die Stoffe explizit
mit ihrer chemischen Bezeichnung
(INN), der CAS-Nummer und der EG-
Nummer tabellarisch aufgefihrt wer-
den.

Die vorgeschlagene Referenzie-
rung der deklarationspflichtigen
allergenen Duftstoffe mit deren
Listennummer in Textform ist
nicht adressatenfreundlich. Da
die Stoffe ohnehin einzeln auf-
geflihrt und gegebenenfalls ak-
tualisiert werden mussen, sollen
zur besseren Lesbarkeit die
Stoffbezeichnungen und -identi-
fikatoren vollstandig aus der
EG-Verordnung ibernommen
werden.

Anhang 2.3
Annexe 2.3
Allegato 2.3

Generell

XJa/oui/si [ONein/non/no
Teilweise / partielle / parziale

Anhang 2.9
Annexe 2.9
Allegato 2.9

Generell

XJa/oui/si [ONein/non/no
LTeilweise / partielle / parziale

Wir begrissen, dass die Best-
immungen fir das Inverkehr-
bringen von Mikroplastik in ver-
schiedenen Produktgruppen mit
den kinftigen Bestimmungen in
der EU harmonisiert werden
und dass die EU-Bestimmun-
gen zu bleihaltigem Polyvi-
nylchlorid auch von der Schweiz
Ubernommen werden.
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Anhang 2.9 Ziff. 1 XJa/oui/si [Nein/non/no | Text hier eingeben. Wir begriissen die Ubernahme
Annexe 2.9 Ch. 1 OTeilweise / partielle / parziale Remplir ici der Beschrankungen fur Mikro-
Allegato 2.9 N. 1 Compilar qui plastik und Zubereitungen, die
Mikroplastik enthalten.
Anhang 2.9 Ziff. 3.2 Abs. 1-3 [0Ja/oui/si [INein/non/no | Streichen von urd-wederozon- Wir begrussen das vorgese-
Annexe 2.9 Ch. 3.2 K Teilweise / partielle / parziale schichtabbauende-noch-inder Luft hene Verbot von HFO als Blah-
Allegato 2.9 N. 3.2 stabile-Stoffe in Abs. 3 und Ersetzen | mittel in Schaumstoffen gemass
durch eine verstandliche Formulie- Ziff. 3.2 Abs. 3. Die Formulie-
rung, z. B.: rung ist missverstandlich und
"3 Verboten sind die Herstellung, das | lasst Interpretationsspielraum
Inverkehrbringen und die Verwen-
dung von Schaumstoffen sowie von
Gegenstanden mit Schaumstoffen,
bei deren Herstellung teilhalogenierte
ungesattigte Fluorkohlenwasserstoffe
(HFO), ozonschichtabbauende oder
in der Luft stabile Stoffe verwendet
werden."
Anhang 2.9 Ziff. 3.3 Abs. 2, 3und 4 XJa/oui/si [CNein/non/no | --- Wir begriissen, dass flr die
Annexe 2.9 Ch. 3.3 CTeilweise / partielle / parziale Herstellung, das Inverkehrbrin-
Allegato 2.9 N. 3.3 gen und die Verwendung von

Schaumstoffen sowie von Ge-
genstanden auch Ausnahmen
fur ozonschichtabbauende, in
der Luft stabile Stoffe oder HFO
geschaffen werden. Warme-
dadmmungen reduzieren Ener-
gieverluste und damit auch
Treibhausgasemissionen. Es ist
stimmig, dass — wenn nach dem
Stand der Technik nétig — Aus-
nahmen fur Warmedadmmungen
eingereicht werden kénnen, wo-
bei die Verwendung auf ein Mi-
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nimum zu reduzieren ist (ge-
mass Ziff. 3.3 Abs. 2, Buch-
stabe b flir in der Luft stabile
Stoffe).

Anhang 2.9 Ziff. 3.3 Abs. 5 OJa/oui/si [INein/non/no | Erganzung: Die Empfehlungen zum Stand
Annexe 2.9 Ch.3.3 MTeilweise / partielle / parziale "5 Das BAFU erlasst nach Anhérung | der Technik entscheiden (iber
Allegato 2.9 N. 3.3 der Kantone und der betroffenen die weitere Verwendbarkeit um-
Branche Empfehlungen zum Stand weltrelevanter Stoffe. Die allei-
der Technik nach den Absatzen 1— nige Anhorung der Branche be-
4" rucksichtigt die Erkenntnisse
aus den Kantonen nicht (z. B.
aus dem Umweltmonitoring).
Anhang 2.9 Ziff. 5 KJa/oui/si [INein/non/no | --- Wir begrissen die Ausdehnung
Annexe 2.9 Ch.5 OTeilweise / partielle / parziale der Beschrankungen flr
Allegato 2.9 N. 5 Schwermetall enthaltende
Kunststoffe auf bleihaltiges PVC
Anhang 2.9 Ziff. 7 Abs. 1 Bst. aNum. | OJa/oui/si ONein/non/no | Fir heute noch nicht bewilligte Pflan- | Die Ubergangsfrist bis 2031 fir
Annexe 2.9 8 X Teilweise / partielle / parziale zenschutzmittel mit Mikroplastik ist Mikroplastik in Pflanzenschutz-
Allegato 2.9 Ch.7 eine kirzere Ubergangsfrist vorzuse- | mitteln sollte nur fiir Produkte
N.7 hen. gelten, die bereits bewilligt sind.
Fir neu zu bewilligende Pflan-
zenschutzmittel sollte eine kir-
zere Ubergangsfrist vorgegeben
werden, so dass nur noch dieje-
nigen Produkte neu bewilligt
werden, deren Bewilligungspro-
zess bereits lauft bzw. wo des-
sen Vorbereitung bereits weit
fortgeschritten ist.
Anhang 2.9 Ziff. 7 Abs. 1 Bst. aNum. | (JJa/oui/si [Nein/non/no | Priifen, ob die Ubergangsfrist fiir Es ist nicht nachvollziehbar,
Annexe 2.9 10 X Teilweise / partielle / parziale Make-Up-Produkte mit Mikroplastik weshalb fur Make-Up-Produkte
Allegato 2.9 Ch.7 auf dieselbe Frist wie fur andere kos- | mit Mikroplastik eine deutlich
N. 7 metische Mittel gekiirzt werden kann. | langere Ubergangsfrist gewéhrt

wird als fir andere kosmetische
Mittel.
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Anhang 2.10 Ziffer Ill auf Seite 2 inder | JJa/oui/si [Nein/non/no Abs. 2 Bst. ¢ korrigieren: Die Vorbehalte Bst. f und h be-
Annexe 2.10 zur Vernehmlassung vor- | X Teilweise / partielle / parziale "c.am 1. Januar 2027: Anhang 2.10 | ziehen sich nicht auf Anhang
Allegato 2.10 gelegten Anderungsver- unter Vorbehalt von Buchstaben £ 2.10. Korrekt sind Bst. g und i.
sion der ChemRRYV (In- und-h gund i.»
kraftsetzung)
Anhang 2.10 Generell OJa/oui/si [ONein/non/no | Die Verbotsbestimmungen fir per- Wir begrussen die Harmonisie-
Annexe 2.10 X Teilweise / partielle / parziale und polyfluorierte Alkylverbindungen | rung mit den neuen Anforderun-
Allegato 2.10 gemass Anhang 1.16, welche auch gen in der EU.
Kaltemittel mit HFO betreffen kénn- Wir weisen darauf hin, dass die
ten, sind in angemessener Weise im | Verbotsbestimmungen gemass
Anhang 2.10 zu prazisieren. Anhang 1.16 "Per- und polyfluo-
rierte Alkylverbindungen" auch
HF O-Kaltemittel betreffen kon-
nen.
Anhang 2.10 Ziff. 1 Abs. 1-3bis, 4bis KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen explizit die Auf-
Annexe 2.10 Ch. 1 al. 1-3bis 4bis CTeilweise / partielle / parziale nahme der Ziffer 3bis fir teilha-
Allegato 2.10 N. 1 cpv. 1-3bis, 4bis logenierte ungesattigte Fluor-
kohlenwasserstoff-Kaltemittel
(HFO).
Anhang 2.10 Ziff. 2.1 Abs. 9 OJa/oui/si  0ONein/non/no | Einfihrung einer Pflicht zur Dichtig- Wir begrussen grundsatzlich
Annexe 2.10 Ch.2.1al.9 K Teilweise / partielle / parziale keitskontrolle fiir Anlagen mit mehr das Verbot. Da HFO-Kaltemittel
Allegato 2.10 N.2.1cpv. 9 als 3 kg HFO Kaltemittel. aber in der Umwelt teilweise o-

der vollstandig zu Trifluoressig-
saure (TFA) abgebaut werden
und TFA aufgrund der Mobilitat
leicht ins Grundwasser gelan-
gen kann, sind vorsorglich Mas-
snahmen zur Reduktion allfalli-
ger Emissionen zu treffen (Er-
ganzung zur bestehenden Dich-
tigkeitskontrolle gemass Ziff.
3.4).
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Anhang 2.10 Ziff. 6 Bst. a OJa/oui/si [INein/non/no | Erganzung: Auch flr die Bestimmungen
Annexe 2.10 Ch.6 X Teilweise / partielle / parziale "6 Das BAFU erlasst nach Anhdrung | Uber die Verwendung von HFO-
Allegato 2.10 N. 6 der betroffenen Branche und der Kaltemitteln ist der Stand der
Kantone Empfehlungen: Technik fiir die Planer und Voll-
a. zum Stand der Technik nach Ziffer | zugsbehdrden festzulegen. Bei
2.2 Absatze 1, 3-5, 7-8, und 10 und | der Festlegung des Stands der
11;" Technik sind die Kantone in ein-
zubeziehen.
Anhang 2.10 Ziff. 7 Abs. 2 und 3 OJa/oui/si  ONein/non/no | Die Ubergangsfristen insbesondere Ein effizienter Vollzug ist nur
Annexe 2.10 Ch.7 X Teilweise / partielle / parziale fur Splitanlagen mit Direktverdamp- moglich mit Bestimmungen,
Allegato 2.10 N.7 fung und Direktverfliissigung sowie in | welche aufgrund der verfligba-
sich geschlossene Anlagen mit Di- ren Gerate bzw. Anlagen mit kli-
rektverdampfung und Direktverflissi- | mafreundlicher Technologie und
gung mussen unbedingt die Markt- unter Berucksichtigung des je-
verfligbarkeit der Gerate bzw. Anla- weiligen Stands der Technik
gen berlcksichtigen. umsetzbar sind.
Anhang 2.11 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen die Harmonisie-
Annexe 2.11 OTeilweise / partielle / parziale rung mit den neuen Anforderun-
Allegato 2.11 gen in der EU.
Anhang 2.11 Ziff. 2.2 KJa/oui/si [Nein/non/no | -- Wir begriissen die Streichung
Annexe 2.11 Ch.2.2 UTeilweise / partielle / parziale der bisherigen Ausnahme fir
Allegato 2.11 N. 2.2 den Privatimport von Anlagen
und Geraten, welche ozon-
schichtabbauende Léschmittel
enthalten.
Anhang 2.11 Ziff. 2.2 Nummerierung OJa/oui/si  [ONein/non/no | Die Nummerierung ist so fortzufiih- Die einzelnen Buchstaben unter
Annexe 2.11 Ch.2.2 X Teilweise / partielle / parziale ren, dass bestehende Inhalte ihre Ziff. 2.2 sollen neu zugeteilt
Allegato 2.11 N. 2.2 bisherige Nummer behalten. Neue werden.

Einschibe bzw. Streichungen sind
wie andernorts Ublich zu nummerie-
ren, z. B. als x?s bzw. "Aufgehoben".

Die Nummerierung im Ver-
nehmlassungsentwurf ist verwir-
rend und es ist nicht nachvoll-
ziehbar, was wo eingeschoben
wird und welche bestehenden
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Inhalte unter welcher neuen
Nummer erhalten bleiben.

Anhang 2.11 Ziff. 2.2 Erlauterungen Bemerkung Die in den Erlauterungen ange-
Annexe 2.11 Kap. 4.9 Seite 23 gebene Rechtsstelle, die auf die
Allegato 2.11 Ch.2.2 bestehende Ausnahme vom
N. 2.2 Verbot des Inverkehrbringens
und der Einfuhr zu privaten
Zwecken von Anlagen und Ge-
raten, die ozonschichtabbau-
ende Loschmittel enthalten, ver-
weist, existiert nicht im beste-
henden Gesetzestext.
Anhang 2.12 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen die Harmonisie-
Annexe 2.12 OTeilweise / partielle / parziale rung mit den neuen Anforderun-
Allegato 2.12 gen in der EU.
Anhang 2.12 Ziff. 2 Abs. 1 [0Ja/oui/si [INein/non/no | Streichen von urd-wederozon- Wir begrussen das vorgese-
Annexe 2.12 Sowie K Teilweise / partielle / parziale schichtabbauende-noch-inder Luft hene Verbot von HFO in Aero-
Allegato 2.12 Ziff. 3 Abs. 2 stabile-Stoffe in Bst. c und Ersetzen solpackungen gemass dem
Ch. 2 durch eine verstandliche Formulie- neuen Bst. c. Die Formulierung
N. 2 rung, z.B.: "c teilhalogenierte unge- ist missverstandlich und 1asst
sattigte Fluorkohlenwasserstoffe Interpretationsspielraum.
(HFO), ozonschichtabbauende oder
in der Luft stabile Stoffe enthalten.
Anhang 2.12 Ziff. 3 Abs. 4 OJa/oui/si  [INein/non/no Erganzung: "4 Das BAFU erlasst Bei der Festlegung des Stands
Annexe 2.12 Ch. 3 X Teilweise / partielle / parziale nach Anhdrung der betroffenen Bran- | der Technik sollen nicht nur die
Allegato 2.12 N. 3 che und der Kantone Empfehlungen | Anliegen der Branche einflies-

zum Stand der Technik nach den Ab-
satzen 1 und 2."

sen, sondern auch diejenigen
der Kantone einbezogen wer-
den.
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Anhang 2.12 Ziff. 4 KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begrissen die prazisierte
Annexe 2.12 Ch. 4 OTeilweise / partielle / parziale Kennzeichnungspflicht fir die
Allegato 2.12 N. 4 betroffenen Produkte.
Anhang 2.17 Generell XJa/oui/si [Nein/non/no | Die bestehenden Begriffsdefinitionen | Wir begriissen die an die EU-
Annexe 2.17 OTeilweise / partielle / parziale sind weiterhin zu erhalten. Vorgaben angeglichene Reduk-
Allegato 2.17 tion von Emissionsvorgaben fur
Formaldehyd und die damit ver-
bundene Beschrankung fir
Holzwerkstoffe, die Formalde-
hyd in gesundheitsgefahrden-
den Konzentrationen freisetzen
Anhang 2.17 Ziff. 1 OJa/oui/si [INein/non/no | Die in der aktuellen Version vorhan- Mit der Neuformulierung des
Annexe 2.17 Ch. 1 X Teilweise / partielle / parziale denen Begriffsdefinitionen sind auch | Anhangs 2.17 scheinen die bis-
Allegato 2.17 N. 1 weiterhin aufzufuhren. herigen Begriffsdefinitionen
(bisherige Ziffer 1) verloren zu
gehen. Diese sollen jedoch bei-
behalten werden.
Anhang 2.17 Ziff. 2, Abs. 3 OJa/oui/si [INein/non/no | Formulierung von Ziff. 2 Abs. 3 er- Gemass Formulierung von Ziff.
Annexe 2.17 Ch.2 X Teilweise / partielle / parziale ganzen: 2 Abs. 3 darf die Ausnahme flr
Allegato 2.17 N. 2 "a. Strassenfahrzeugen, die aus- Strassenfahrzeuge zur industri-

schliesslich fiir die industrielle oder
gewerbliche Verwendung bestimmt
sind, wenn die Konzentration von
Formaldehyd im Innern der Fahr-
zeuge bei vorhersehbarer Nutzung
nicht zu einer Exposition der Arbeit-
nehmenden oder der breiten Offent-
lichkeit fuhrt."

Oder alternativ die genannte Aus-
nahme streichen.

ellen oder gewerblichen Ver-
wendung nicht dazu fihren,
dass die breite Offentlichkeit ge-
genuber aus diesen Fahrzeu-
gen freigesetztem Formaldehyd
exponiert wird. Aus dem ge-
nannten Verwendungszweck ist
aber in erster Linie eine Exposi-
tion von Arbeitnehmenden zu
erwarten, fur die diese Ein-
schrankung nicht gelten soll.
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Anhang 2.19 Generell KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Wir begriissen die Harmonisie-
Annexe 2.19 OTeilweise / partielle / parziale rung mit den neuen Anforderun-
Allegato 2.19 gen in der EU und die Zusam-
menfassung von Bestimmungen
fur elektrische Anlagen in einem
separaten Anhang.
Anhang 2.19 Ziff. 1 OJa/oui/si  ONein/non/no | Streichen jeweils der Formulierungen | Die Formulierung ist missver-
Annexe 2.19 Ch. 1 MTeilweise / partielle / parziale ...weder-ozonschichtabbauende standlich und I&sst Interpretati-
Allegato 2.19 N. 1 Stoffe——noch-in-derLuft stabile onsspielraum.
Stoffe— in Abs. 3 und 4 und ersetzen
durch «teilhalogenierte ungesattigte
Fluorkohlenwasserstoffe (HFO),
ozonschichtabbauende Stoffe... oder
in der Luft stabile Stoffe», oder
bzw.... «die fluorierte Ketone, ozon-
schichtabbauende Stoffe... oder in
der Luft stabile Stoffe... enthalteny.
Anhang 2.19 Ziff. 2.1 Abs. 1-3 KJa/oui/si [Nein/non/no | --- Die vorgeschlagenen Verbote
Annexe 2.19 Ch. 2.1 OTeilweise / partielle / parziale fur elektrische Schaltanlagen
Allegato 2.19 N. 2.1 entsprechen dem Stand der
Technik und fihren nicht zu ei-
nem unerwunschten Technolo-
giewechsel. Die Verbote koénn-
ten allerdings teilweise dazu
fihren, dass fir die elektrischen
Schaltanlagen mehr Platz bend-
tigt wird. Dies ist bei der aktuell
noétigen Ertlichtigung der Strom-
versorgung zu bericksichtigen.
Anhang 2.19 Ziff. 3.4 OJa/oui/si  ONein/non/no | Formulierung von Ziff. 3.4 Abs. 2 pra- | Wir begriissen, dass die Inha-
Annexe 2.19 Ch.3.4 MTeilweise / partielle / parziale zisieren: berinnen von Schaltanlagen
Allegato 2.19 N. 3.4 "2 Auf dem Wartungsheft muss der und -geraten zu diesen ein War-

Name der Inhaberin der Schaltanlage
und des Schaltgerats stehen sowie
eine eindeutig zuordenbare Bezeich-
nung der betreffenden Anlagen bzw.
Gerate."

tungsheft flhren missen. Die
entsprechenden Anlagen und
Gerate mussen aber eindeutig
zugeordnet werden kénnen.
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Revision Anhdnge Biotopverordnungen: Formular fiir Riickmeldung Vernehmlassung

Verordnungspaket Umwelt Herbst 2025

Referenz/Aktenzeichen: BAFU-D-18DA3401/595

Kontaktperson BAFU: Stephan Lussi, Sektion Okologische Infrastruktur, Abteilung Biodiversitat und Landschaft, BAFU, 3003 Bern, Tel. +41 58 46 449 94, stephan.lussi@bafu.admin.ch

Wir danken Ihnen fiir den Eintrag aller Bemerkungen und Antrage in die vorliegende Tabelle.

Kurzname Zustandige Fachperson Amt / Abteilung / Organisation E-Mail Tel. Nr.

Volkswirtschafts- und Gesundheitsdirektion / Ebenrain-Zentrum
Markus Plattner fiir Landwirtschaft, Natur und Ernahrung markus.plattner@bl.ch +41 61 552 53 95

Allgemeines

Generelle Bemerkungen, z.B. zu den Erlauterungen Antrage

Der Regierungsrat stimmt den Anderungen der Anhange der Verordnungen im Bereich der Biotope von nationaler

Bedeutung nach Artikel 18a des Bundesgesetzes lber den Natur- und Heimatschutz (NHG; SR 451) zu. Das Gebiet

«Ziegelei Allschwil» ist bis jetzt im Anhang 3 gesichert und aktuell im kommunalen Zonenplan Landschaft der

Gemeinde geschiitzt. Es ist ein ortsfestes Amphibienlaichgebiet und weisst klar nationale Prioritét auf. Der

Reaierungsrat ist mit der Aufnahme in den Anhang 1 einverstanden.

Zu Objekten und Objekt-Abgrenzungen

Generelle Bemerkungen (vgl. Geoportal und Beilage «Beilage 08 Biotop Revision Objektliste _ liste objets Al

zu BRA UVEK>»)
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Bemerkungen zu einzelnen Objekten
Fir die Anzeige der Objekte bitte zuerst Kanton, dann Inventar und schliesslich Objektnummer auswahlen

Legende Inventar: AM Amphibienlaichgebiete, FM Flachmoor, HM Hochmoor, TW Trockenwiesen und -weiden

Kanton

Inventar

Objekt-Nr.

Bemerkungen

Antrage
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Bemerkungen
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Seite 3/6



Kanton

Inventar

Objekt-Nr.

Bemerkungen

Antrage

Seite 4/6



Kanton

Inventar

Objekt-Nr.

Bemerkungen

Antrage

Seite 5/6



Kanton

Inventar

Objekt-Nr.

Bemerkungen

Antrage

Seite 6/6



	VL-VOPaket-Umwelt-Herbst-2025_SCH-B1.pdf
	1 Absender / Expéditeur / Mittente
	2 Stellungnahme / prise de position / pareri
	2.1 Grundsätzliche Bemerkungen / Remarques générales / Osservazioni generali
	2.2 Bemerkungen zu den Artikeln und Anhängen der ChemRRV / Remarques sur les articles et les annexes de l’ORRChim/ Osservazioni sugli articoli e gli allegati del ORRPChim


	VL-VOPaket-Umwelt-Herbst-2025_SCH-B2.pdf
	feedback_form


